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tZum Kampf um das Mitbestimmungsrecht 
in Deutschland 

Im Kampf um das Mitbestimmungsrecht im Betrieb ist eine 
erste grosse Schlacht geschlagen worden. Sie endigte mit einem 
eindeutigen Sieg der Gewerkschaften. Diese haben durch 
ihren Einsatz erreicht, dass das Mitbestimmungsrecht der 
Arbeiterschaft in betrieblichen Fragen in der gesamten Mon­
tanindustrie gesetzlich festgelegt wird. 

Das Gesetz ist noch nicht in allen Einzelheiten bestimmt 
festgelegt und hat das Parlament noch nicht passiert. Der 
deutsche Bundesrat (Ständekammer) hat zwar dem Grund­
gedanken am 3. Februar einstimmig zugestimmt, aber der 
Bundestag (Volkskammer) hat das Gesetz noch zu beraten 
und zu verabschieden. Darum ist es noch verfrüht, auf Einzel­
heiten einzugehen. Es lohnt sich aber, den Weg und die Grund­
sätze kurz zu beleuchten. Es ist zu hoffen, dass aus dem ganzen 
Vorgang nun einige Lehren gezogen werden, die mit Vorteil 
schon längst hätten gezogen werden sollen. 

Gegenstand des Kampfes war, um dies vorweg zu nehmen, 
nicht etwa die Beschneidung der Kompetenzen der Geschäfts­
leitung oder die direkte Einsprache der Arbeiterschaft (oder 
der Gewerkschaft) in die Geschäftsführung selbst. Diese muss 
unter allen Umständen grosse Handlungsfreiheit besitzen. 
Sondern es ging um die Kompetenz zur Bestellung des Auf­
sichtsrates (in der Schweiz ungefähr «Verwaltungsrat») und 
damit um den Einfluss auf die Bestellung des Vorstandes 
(Direktion, Geschäftsleitung). Selbst die Gewerkschaften ha­
ben (dies muss wegen häufiger propagandistischer Missver­
ständnisse oder auch Verdrehungen ausdrücklich bemerkt 
werden) betont, dass die Leitung der Unternehmungen grosse 
Handlungsfreiheit und Entscheidungsmacht besitzen müsse, 
und dass diese durch die neue Regelung keineswegs beschnit­
ten werden sollen. Dafür aber soll die Leitung selbst in Zu­
kunft nicht mehr nur der Kapitalseite (den Aktionären), son­
dern ebenso auch der Belegschaft, in gewissem Masse der 
Gewerkschaft, verantwortlich sein. Ferner wurde die Einstel­
lung eines sogenannten Arbeitsdirektors, der vor allem die 
personalen und sozialen Fragen zu betreuen hat, gefordert. 

Zur Vorgeschichte 

Die Forderung der Mitverantwortung der Belegschaft im 
Betrieb ist an sich nicht neu. Schon in den achtziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts hatte z. B. der Berliner Fabrikant 
Heinrich Freese das System der «konstitutionellen Fabrik» 
empfohlen und in seinem Unternehmen mit Erfolg eingeführt. 
Nach dem 1. Weltkrieg wurde das System der Betriebsräte ge­
schaffen, allerdings unter einer politischen und sozialen Kon­
stellation, die die ganze Atmosphäre vergifte te ̂ und eine sach­
liche Lösung der Frage weder auf Unternehmerseite noch auf 
Arbeiterseite zuliess. Dieses Betriebsrätewesen war nach all­
gemeinem Urteil politisch zu sehr verseucht und hat mit einem 
klaren Misserfolg geendet. Das Hitler-System lehnte die 
«Demokratisierung» der Wirtschaft und des Betriebes ent­
sprechend . seiner allgemeinen Einstellung zum vorneherein 
grundsätzlich ab, bestellte aber den «Treuhänder der Arbeit », 
der (der Idee nach) über die Kapitalinteressen hinaus die In­
teressen der Belegschaft und vor allem die Interessen der ge­
samten Volksgemeinschaft innerhalb gewisser Grenzen mit 
beinahe diktatorischer Vollmacht wahren sollte. Nach dem 
2. Weltkrieg wurden in Frankreich und England eine Reihe 
von Grossbetrieben sozialisiert (nationalisiert), anderen wurden 
die « Conseils d'entreprises » gesetzlich vorgeschrieben. In 
Deutschland, wo die Sozialpartner zunächst weder auf Ar­
beitnehmer- noch auf Arbeitgeberseite handlungsfähige Orga­
nisationen besassen, und die Freiheit der Wirtschaft wie der 
provisorischen Regierung durch die Besatzungsmächte ohne­
hin aufs äüsserste beschränkt war, schrieb der Kontrollrat 
eine Reihe von Massnahmen zur Entflechtung der Konzerne, 
zur Bestrafung der Kriegsverbrecher, zur Absetzung und Ent­
eignung einer Reihe von durch das System kompromittierten 
Unternehmern, ferner aber auch zur «Demokratisierung der 
Wirtschaft» durch Teilnahme der Belegschaft an der Leitung 
der Betriebe mittels Betriebsräten vor. Vom Kontrollratsgesetz 
Nr. 27 wurde insbesondere die Montanindustrie und die eisen-
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schaffende Industrie betroffen. Es wurde eine treuhänderische 
Leitung des Kohlenbergbaues und der Stahlindustrie einge­
setzt, und die Teilnahme der Belegschaft an der Leitung 
ungefähr in der Form eingeführt, wie sie jetzt durch das neue 
Bundesgesetz eigenrechtlich verankert werden soll. 

Inzwischen hatte der Deutsche Katholikentag von Bochum 
1949 in einer EntSchliessung für das Mitbestimmungsrecht 
Stellung bezogen. Zwischen den neuerstandenen Unternehmer­
verbänden und Vertretern des deutschen Gewerkschaftsbun­
des (DGB) waren Verhandlungen gepflogen worden, die je­
doch in wesentlichen Punkten zu keiner Einigung zu gelangen 
vermochten. Da in der eisenschaffenden Industrie die Kündi­
gungsfristen auf den 31. Januar 1951 abliefen, und die Gewerk­
schaften befürchteten, die durch das Kontrollratgesetz ihnen 
gewährten Vorrechte zu verlieren, drohten sie mit einem gros­
sen Streik, der 230 000 Metallarbeiter umfassen sollte, zu denen 
noch die Bergarbeiter mit 560 000 Mann stossen wollten, 
so dass durch einen Streik von 800 000 Arbeitern die ganze 
Schwerindustrie und bald auch ein grosser Teil der übrigen 
Industrie lahmgelegt worden wäre. Der DGB Hess überdies 
wissen, dass er 300 Millionen DM zur Finanzierung des 
Streikes bereitgestellt habe. 

Die Bundesregierung sah sich in einer schwierigen Lage. 
Dem angedrohten Riesenstreik tatenlos zusehen durfte sie 
nicht, wenn nicht schwerste Schädigungen der Wirtschaft und 
grosse allgemeine Unruhen eintreten sollten. Den Streik mit 
Gewalt verhindern wollte und konnte sie ebenfalls nicht. Der 
Industrie ein Gesetz aufzwingen, das überdies keinen von bei­
den Partnern voll hätte befriedigen können, wollte (und 
konnte?) sie in richtiger Erkenntnis der Sachlage ebenso­
wenig. Ein solches aufgezwungenes Gesetz wäre auch zum 
vornherein der Hälfte seiner Wirkkraft verlustig gegangen. 

Darum musste alles versucht werden, um die beiden unmit­
telbaren Partner, Unternehmerschaft und Gewerkschaften, zu 
einer Einigung zu veranlassen. Dieser Weg ist, wenn er auch 
unter schwerstem Druck stand, grundsätzlich der richtige und 
einem aufgezwungenen staatlichen Gesetz, selbst wenn die 
nötigen Machtmittel zur Verfügung ständen, entschieden vor­
zuziehen und als ein Fortschritt zu betrachten. 

Soziale und politische Bedeutung des Abkommens 

Die getroffene Einigung sieht nun vor, dass in den genannten Indu­
strien in Betrieben mit wenigstens 300 Arbeitern der Aufsichtsrat (Ver­
waltungsrat) paritätisch von Unternehmerschaft und Arbeiterschaft ge­
meinsam so zu besetzen sei, dass jede Seite je 5 Mitglieder stellt. In späte­
ren Verhandlungen ist diese Abmachung dahin präzisiert worden, dass 
zunächst die Aktionäre aus ihrer Mitte 4 Vertreter aufstellen; ebenso 
bezeichnen die Arbeitnehmer 4 Vertrauensleute, von welchen zwei direkt 
von den Belegschaften aus Angehörigen des Betriebes, zwei aber auf Vor­
schlag der Gewerkschaften gewählt werden. Die öffentliche Hand bestellt 
ebenfalls zwei Vertreter, von denen einer durch die Arbeitgeber, der andere 
durch die Arbeitnehmer vorgeschlagen wird. Diese zehn Mitglieder sollen 
ein elftes neutrales, beiden Teilen genehmes weiteres Mitglied wählen. 
Können sich die beiden Seiten in der Wahl dieses elften Mitgliedes (das 
natürlich in manchen Fällen den Ausschlag geben wird, auch wenn es 
nicht unbedingt den Vorsitz innehat) nicht einigen, so soll ein besonderer 
Senat des gesamten Wirtschaftszweiges um Entscheidung angerufen wer­
den. Dieser Senat soll für die beiden grossen Industrien getrennt gebildet 
werden, und zwar aus je drei Vertretern der Unternehmer und drei Arbeit­
nehmern. Ihm müssen jeweils sechs Vorschläge für den elften Mann von 
den Unternehmern und den Arbeitnehmern vorgelegt werden, aus denen 
der Senat dann zu wählen hat. Kann auch der Senat sich nicht einigen, so 
hat die Bundesregierung die Wahl aus den zwölf Vorschlägen zu treffen. 
Auch hier ist also die Hand des Staates möglichst weit zurückgeschoben, 
soll aber die letzte Garantie für eine Einigung bedeuten. 

Dieser elfköpfige Aufsichtsrat hat nun den Vorstand (Direktion, 
Leitung) des Unternehmens zu wählen und zwar je mit Zweidrittelsmehr­
heit. So kann also keine Direktion ohne das Vertrauen des Kapitals, aber 
auch keine ohne das Vertrauen der Arbeiterschaft gewählt werden. 

Auf Einzelheiten der getroffenen Lösung werden wir spä­
ter eingehen. Sie stellt die Alternative zur Sozialisierung dar. 
Sie erscheint komplizierter als diese, kommt dem Gedanken 
einer engeren Verbindung von Arbeit und Produktionsmitteln 

jedoch näher und versucht die Verstaatlichung mit all ihrer 
Problematik und ihren Eingriffen in das Eigentumsrecht zu 
vermeiden. Ausserdem ist sie in ihrem Geltungsbereich nicht 
eine absolute Neuheit, sondern lehnt sich an die Regelung an, 
die nun fünf Jahre in Geltung steht, allerdings unter den ganz 
besonderen Verhältnissen der deutschen Nachkriegszeit. Auch 
die Unternehmerschaft konnte offenbar nach den gemachten 
Erfahrungen keine entscheidenden Gründe für die technische 
oder wirtschaftliche Unmöglichkeit der Lösung vorbringen. 

Am besten scheint uns ein Bericht in der «Ostschweiz» 
(Nr. 54 vom 1. Februar 1951): «Das Mitbestimmungsrecht 
in politischer Sicht», die Lage zu charakterisieren. 

Politische Beobachter in Frankfurt seien der Ansicht, der Erfolg der 
westdeutschen Gewerkschaften hinsichtlich des Mitbestimmungsrechtes 
der Arbeitnehmer in den Schlüsselindustrien dürfe nicht als « Sozialismus 
durch die Hintertüre» betrachtet werden. Allerseits aber herrsche die 
Überzeugung, dass die Rechte, welche die Arbeiter,sich in den Verhand­
lungen gesichert haben, weitreichende Auswirkungen auf die wirtschaft­
liche und politische Struktur Westdeutschlands und Europas haben wer­
den. «Auch nach der Wiedergewährung der vollen deutschen Souveränität 
werden die Eigentümer der westdeutschen Kohlen- und Stahlwerke nicht 
mehr allein die Entscheidungen in ihren Werken treffen — wie sie es auch 
in den letzten Jahren der Besetzung nicht konnten. 

Das neue System wird aber dennoch weit von einer , Sozialisierung . 
der beiden Industrien entfernt sein. Die Tatsache, dass das Mitbestim­
mungsrecht die Frage des Eigentums nicht berührte, hat schliesslich die 
Ruhr-Industriellen zum Einlenken bewogen. Die deutsche Gewerkschafts­
bewegung wird höchstwahrscheinlich das Mitbestimmungsrecht als eine 
Alternative zur Sozialisierung betrachten und annehmen.» 

Ein Studium der grundlegenden Bestimmungen des Abkommens führe 
zu folgenden Schlüssen über deren Auswirkungen : 

1. Die Schumanplanverhandlungen und die alliierten Dekartelli-
sierungsmassnahmen in der Stahlindustrie dürften beschleunigt werden. 
Bis jetzt haben die Gewerkschaften in diesen beiden Angelegenheiten eine 
Verzögerungstaktik eingeschlagen, bis die Frage der Mitbestimmung ent­
schieden sein würde. 

2. Stärkung von Adenauers abnehmendem politischen Prestige. Die 
Tatsache, dass der konservative Bundeskanzler die Industriellen zum Nach­
geben überredete und persönlich die meisten der neun Sitzungen zur 
Schlichtung des Konfliktes präsidierte, wird sein Ansehen, besonders auf 
dem katholischen Flügel seiner eigenen Partei, heben. 

3. Weiterer Rückschlag für die sich wieder erhebende Macht der 
Ruhrindustriellen. Die Gewerkschaften haben wiederholt erklärt, sie seien 
entschlossen, den politischen und wirtschaftlichen Einfluss der «Ruhr­
barone» zu vermindern. 

4. Beginn einer radikalen Änderung in den Beziehungen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Deutschland, wenigstens in den gros­
sen Betrieben der Aktiengesellschaften mit anonymem Kapital. 

Die öffentliche Diskussion dreht sich aber zunächst noch 
weniger um die Lösung selbst als um den Weg, auf dem die 
Gewerkschaften sie erzwangen. 

Der Weg. der Gewalt 

-Dieser Weg erregt nun allerdings die schwersten Beden­
ken. Wiefern die Streikdrohung, solange sie sich im rein pri- . 
vatrechtlichen Raume bewegte und nicht den Druck auf die 
Regierung, sondern nur die Zustimmung der Unternehmer­
schaft bezweckte, im strikten Sinne als illegal oder ungerecht 
bezeichnet werden muss, kann hier dahin gestellt bleiben. 
Faktisch bedeutete sie eine schwere Bedrohung der staatlichen 
Autorität und eine Erpressung durch die Gefährdung des 
gesamten Volkswohles. Damit wuchs sie notwendig aus dem. 
privaten in den politischen Bereich hinein und untersteht 
damit einer noch strengeren Beurteilung. Ein solches Instru­
ment ist äusserst gefährlich und rührt an die Fundamente der 
staatlichen Ordnung. Es muss bei dieser Gelegenheit über den 
konkreten Anlass hinaus endlich ernstlich überlegt werden — 
worauf einsichtige Sozialpolitiker schon längst'hingewiesen 
haben — in welcher Form eine solche bedrohliche Macht einer 
rein privaten Organisation überhaupt geduldet werden kann. 
Schon vor zwei Jahren wurde u. a. auch an dieser Stelle aus­
geführt, dass es angesichts der ungeheuren und in der Zukunft 
noch wachsenden Macht der Gewerkschaften nur die Alter-
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native gebe : Entweder diese Macht zu zerschlagen, oder dann 
sie mitverantwortlich — und mithaftbar! — in die Willens­
bildung innerhalb der Wirtschaft und der Gesamtgesellschaft 
einzuschalten, sei es durch ein öffentlich-rechtliches Statut, sei 
es durch sonstige wirklich verantwortliche (und bei der-Ver­
antwortung haftbar zu machende) Mitsprache und Mitbestim­
mung. Der Gedanke soll hier nur nochmals in Erinnerung 
gerufen sein; er bildet eine der dringendsten Aufgaben der 
Sozialorganisation der industrialisierten Gesellschaft von 
heute. 

An die Adresse der Unternehmerschaft 

Es muss hier aber noch etwas anderes unterstrichen wer­
den. Aus der ganzen Entwicklung scheinen sich folgende 
Schlüsse zu ergeben: 

1. Hätten die Unternehmungen beizeiten ihren eigenen Be­
legschaften eine vernünftige Mitsprache und Mitverantwor­
tung geboten, sei es durch firmenvertragliche Vereinbarungen, 
sei es durch die Betriebsordnung oder ein ähnliches rechtlich 
bindendes Instrument, so wären die Gewerkschaften wohl nie­
mals imstande gewesen, die Lösung der Frage nun zu ihren 
Gunsten zu erzwingen und mit einem Streik von solchem Aus-
mass zu drohen. Auf keinen Fall hätte sich eine so überwälti­
gende Mehrheit dafür ausgesprochen. Die Unternehmerschaft 
hat auch im wohlverstandenen Interesse der Selbsterhaltung 
allen Grund, die Belegschaft innerhalb der Unternehmen sich 
zu Bundesgenossen zu machen. Das gilt nicht bloss für die 
Mitsprache und gegen ungerechtfertigte Übergriffe der Ge­
werkschaften, sondern in gleicher Weise auch gegenüber dem 
Zugriff des Staates, sei es, was übermässige Steuern, sei es, 
was Nationalisierungen anbetrifft! 

Die katholische Arbeiterbewegung, KAB, hat in Düssel­
dorf mit allem Nachdruck die Gewaltanwendung von Seiten 
der Gewerkschaften in der Frage der Mitbestimmung abge­
lehnt. Ihr Protest hätte aber an Kraft und Überzeugung ge­
wonnen, wenn sie mit stärkerem Nachdruck auf versäumte 
Gelegenheiten des Unternehmertums hingewiesen hätte. 

2. Papst Pius XII. hat in seiner bekannten Ansprache vom 
Juni 1950 an die Sozialwissenschafter nicht nur vor Über­
griffen der Gewerkschaften gewarnt, sondern ,ebenso die 
anonyme Macht der Kapitalseite verurteilt, die jenen voran­
gegangen sei. Er sprach die Erwartung aus, dass die Arbeiter­
seite nicht denselben Irrweg der Anonymisierung der Verant­
wortungen gehen werde, wie das Kapital. Wenn aber auf der 
Kapitalseite nichts geschieht, um diese Anonymität zu über­
winden, wenn im Gegenteil die Konzentration in anonymen 
Gesellschaften immer weiter vorangetrieben wird — ist" es 
dann zu verwundern, wenn dem Druck der einen Seite mit 
gleichem Gegendruck von der andern Seite geantwortet wird ? 
Wenn man von der Kapitalseite auf die wirtschaftliche Not­
wendigkeit solcher Konzentrationen hinweist (die nicht in 
jedem Fall bestritten werden kann, allzuoft aber nur einen 
bequemen Ausweg bedeutet), so muss sie sich nicht wundern, 
wenn auch die Gegenseite solche Notwendigkeiten für sich in 
Anspruch nimmt. 

3. Nach ernsten Schätzungen betrugen die industriellen 
Neuinvestitionen in Deutschland im Jahre 1950 6 Milliarden 
DMark, über die gegen 10 Milliarden aus den regulären Ab­
schreibungen geschöpften hinaus. Gewaltige Summen! Dabei 
sind aber die Löhne der Arbeiterschaft notorisch und aner­
kannt niedrig gehalten. Gegen diese Investitionen ist an sich 

nichts zu sagen/Sie sind im Gegenteil im Interesse der Gesamt­
wirtschaft und des ganzen Volkes zu begrüssen. Wenn aber 
tatsächlich die Hälfte der Mittel aus eingesparten Löhnen 
bestand, so wird eines Tages die Arbeiterschaft natürlich auch 
Anspruch auf Mitbesitz an diesen ihr abgesparten Milliarden 
erheben. Wenn man also im Interesse der Investition nicht 
den gesamten überschüssigen Betrag in Löhnen ausbezahlen 
kann, weil man befürchtet, dass diese nicht gespart, sondern 
dem augenblicklich unerwünschten Konsum zugeführt wür­
den, so müsste man irgend eine Form von Anteilscheinen 
schaffen, die der Belegschaft zugehören. Wenn man aber ein­
fach an den Löhnen einspart und das Ergebnis einseitig und 
gedankenlos ausschliesslich dem Kapital zuteilt, dann darf 
man sich nicht wundern, wenn die Gegenseite eines Tages 
Anspruch auf eben dieses Kapital erheben wird. Will man so­
zialrevolutionäre Bewegungen vermeiden, so muss man bei­
zeiten in Freiheit und freiwillig der Gerechtigkeit Genüge tum1 

4. Allmählich setzt sich auch in Deutschland der Gedanke 
durch, dass das Leistungslohnsystem durch Kinderzulagen 
ergänzt werden muss. Aber siehe da: man überlässt die Auf­
gabe wiederum dem Staat. Obschon von verschiedenen Seiten 
Anregungen aufgetaucht sind und entsprechende Vorbilder 
zur Verfügung stehen, um die Industriezweige zu bewegen, 
die Kinderzulagen auf privater Basis mittels Ausgleichskassen 
selber zu verwirklichen, ruft selbst die Unternehmerseite nach 
der Hand des Staates. Wenn man aber selber Aufgaben, die man 
lösen könnte, in kurzsichtiger Weise dem Staate zuschiebt, 
weil einem die Lösung «einfacher und bequemer» erscheint, 
dann darf man sich nicht wundern, wenn die Arbeiterseite, 
die ohnehin keine so freiheitliche Tradition hat, sondern in 
einem starken und aktiven Teil schon immer staatlichen Lö­
sungen zustrebte, diese Lösungen auch dann forciert, wenn 
es der Gegenseite nicht mehr passt. Groteskerweise macht man 
in der Frage des Mitbestimmungsrechtes nun der Regierung 
Adenauer ausgerechnet aus Kreisen der FDP zum Vorwurf, 
sie habe es versäumt, das Gesetz des Handelns an sich zu 
reissen; sie habe die Sozialpartner sich selber überlassen (!), 
statt rechtzeitig mit einem eigenen Vorschlag hervorzutreten! 
(Bericht der Neuen Zürcher Zeitung aus Düsseldorf, 10. Febr. 
1951, Nr. 288). 

Es wäre endlich Zeit, dass die Unternehmerschaft sich 
nicht einfach vom Strome schieben lässt, sondern, wie es ihrer 
gesellschaftlichen Stellung und Aufgabe an sich zukommt, 
wiederum in aufgeschlossener und grosszügiger Weise die 
Führung in der sozialen Entwicklung ergreife. Das kann aber 
nicht geschehen, wenn man bloss alte Positionen verteidigt, 
sondern nur, wenn man aufgeschlossen und grosszügig zu 
jenen Lösungen frei und führend die Hand bietet, die nun 
einmal fällig geworden sind. J. David. 

1 F. Greiss, Direktor der Glanzstoff-Werke Köln, Vorsitzender des 
deutschen Bundes Katholischer Unternehmer, führte in mehreren Vor­
trägen vor Unternehmern u. a. aus: 

«Dass wir in grossem Masstab investiert haben, war im Sinne des 
Gemeinwohls richtig und notwendig und bleibt es weiterhin. Aber wir 
werden nicht auf die Dauer die Investitionen aus jden Erlösen bezahlen 
können. Sperren wir uns nicht gegen eine breitere Streuung des Kapital­
besitzes ! Auch die Eigentumsbildung der breiten Masse ist ein notwendiger 
Schritt zur Entproletarisierung. Hier liegt ein weites Feld sozialer Befrie­
dungsarbeit vor uns, das in diesem Zusammenhang nur angedeutet werden 
kann. Es ist von grösster Bedeutung, dass wir auch dem Arbeitnehmer 
das Sparen ermöglichen und zur Eigentumsbildung befähigen. Nur von 
dem, der etwas mehr zu verlieren hat als seine Ketten (Kommunistisches 
Manifest!) darf man erwarten, dass er gegen subversive Einflüsse gefeit 
ist. » 
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Ueberwinòung des Nihilismus! 
(Zu Ernst Jüngers Nachkriegswerken.) 

Seit Beendigung des Krieges hat Ernst Jünger der Öffent­
lichkeit drei Werke übergeben, das Kriegstagebuch «Strah­
lungen», den Roman «Heliopolis» und den Essay «Über die 
Linie». Es handelt sich im ersten Falle um ein autobiographi­
sches Werk, im zweiten um ein dichterisch-literarisches Ge­
bilde (dessen gattungsästhetische Eigenart damit nur unge­
fähr angegeben sein soll) und im dritten um eine philosophisch­
kritische Untersuchung. Aber es sind doch nur drei verschie­
dene Aussagen über dasselbe Thema und dieselben Grund­
erfahrungen. In allen Werken geht es um die Begegnung mit 
dem Nihilismus und den Versuch, ihn zu überwinden. 

Vor den alten Problemen 

Damit ist im Vergleich zu früher Gesagtem nun nicht 
eigentlich ein neues Problem in unsern Gesichtskreis gerückt, 
im Gegenteil: Es handelt sich um die alte Problematik Jün­
gers, wie denn der Autor auch immer wieder das Bekenntnis 
ablegt, dass er in kontinuierlichen Entwicklungen lebt und 
kein Mensch der Umbrüche und Zusammenbrüche ist. Wohl 
unterscheiden sich diese Arbeiten von früheren durch die 
Zunahme an Intensität der Bedrängnis,. die das angespannt 
wache Bewusstsein aus dem Wachstum der uns umgebenden 
Bedrohungen erfährt. Auch hat das Problem des Nihilismus 
seine eigene Schwere, die jeden, der zu Ende zu denken ge­
wohnt ist, letztlich zu unausweichlichen Schlussfolgerungen 
veranlasst. Beides führt den Autor aus dem Bereiche des Vor­
läufigen immer dichter an Entscheidungen heran. Die letzte 
Schrift zeigt schon im Titel, dass er die Grenzlinie in Richtung 
auf ein neues, dem Nihilismus entzogenes Bild der Welt und 
des Menschen glaubt überschritten zu haben. 

«Strahlungen» 

Die «Strahlungen» sind Jüngers Bericht über das Erlebnis 
des zweiten Weltkrieges. Er enthält in vier Teilen «Das Erste 
Pariser Tagebuch» (Februar 1941 bis Oktober 1942), «Die 
Kaukasischen Aufzeichnungen» (Oktober 1942 bis Februar 
1943), «Das Zweite Pariser Tagebuch» (Februar 1943 bis 
August 1944) und die «Kirchhorster Blätter» (August 1944 
bis April 1945). Hinzuzurechnen sind. «Gärten und Stras­
sen», die schon vorher gesondert erschienen waren, während 
ein sechster, der letzte Teil — weil noch der Nachreife bedürf­
tig — vom Autor zurückgehalten wird. 

Die «Strahlungen» sind perspektivisch angelegt — die 
Einleitung lässt darüber keinen Zweifel zu. Das Tagebuch 
trifft immer nur «eine gewisse Schicht von Vorfällen». Der 
Blick geht in Richtung auf die zunehmende Zerrüttung der 
Zeit, die auf ein Maximum von Selbstzerstörung angelegt ist. 
Es ist zugleich das Zeugnis der Bewahrung und Erprobung 
des eigenen Selbst, das im Ansturm der Gewalten Widerstand 
leistet und sich zu retten sucht. Das Tagebuch erweist sich 
dabei als ein charakteristisches Merkmal der gegenwärtigen 
Literatur. Es ist eine für unsere Zeit eigentümliche Art der 
Bewältigung der Welt, die nicht mehr als Ganzes, sondern nur 
noch in der Fülle ihrer Erscheinungen aufgenommen werden 
kann. Tagebücher sind (wie Aphorismen) Äusserungen eines 
Denkens in Problemen; an die Stelle untergehender Weiten 
und preisgegebener Überzeugungen tritt die Frage, das Rätsel, 
das Geheimnis. Die Führung des Tagebuchs, das ist «die Ord­
nung des Anfalls von Dingen und Gedanken». In der Lage, 
in der wir uns befinden, ist das Tagebuch einem «Logbuch» 
vergleichbar auf der Fahrt durch Meere, «in denen der Sog 
des Malstroms fühlbar wird und Ungeheuer auftauchen. Wir 

sehen den Steuermann bei der Betrachtung der Instrumente, 
die allmählich glühend werden, den Kurs bedenken und sein 
Ziel. Auch untersucht er die Wege, die möglich sind, die 
äussersten Routen, auf denen die praktische Vernunft dann 
scheitern wird.» 

Der «Malstrom» 

Der Malstrom: Das ist nun nichts anderes als die vom Men­
schen selbst geschaffene Welt der geistigen Unordnungen, die 
sich selbständig gemacht hat und sich nun gegen ihn wendet. 
Er wird sichtbar in der Entwertung der menschlichen Per­
son, der Zunahme des Animalischen und Zoologischen, in 
den Methoden der Massenvernichtung, den unmenschlichen 
Grausamkeiten, den Schurkenstreichen des «Sicherheits­
dienstes». Er zeigt sich nicht weniger in den Schrecken des 
Krieges, wie er von der anderen Seite geführt worden ist, 
in den alle Humanität vergessenden sinnlos grausamen Luft­
angriffen, denen in Minuten ganze Städte mit jahrhunderte­
alter Kultur und Tausende und zuletzt Zehntausende von 
Menschen zum Opfer fielen. Den Menschen vor die Schrecken 
seiner selbst zu stellen wäre auch dann das Ergebnis des 
Buches, wenn Jünger weniger bewusst dieser Linie folgte. 
Die Zeit vermag ihr furchtbares Antlitz nicht zu verbergen. 

Zunächst sieht es allerdings nicht so aus, als ob sich den 
Strahlungen, denen Jünger ausgesetzt war, die dunklen Schat­
ten beigesellten oder gar die Übermacht hätten. «Von den 
Kulissen des Komforts umgeben» (426), erlebte Jünger als 
ein dem Hauptquartier in Paris zugeteilter Offizier die fran­
zösische Hauptstadt während der deutschen Besetzung, indem 
er die ungewöhnlichen Möglichkeiten seiner Stellung, als 
Freund hoher Militärs, z. B. des Generals Speidel, benützte. 
Er hatte Umgang mit zahlreichen französischen Schriftstel­
lern wie Cocteau, Jouhandeau, Giraudoux, Léautaud und Henri 
Thomas. Er betrachtete die Museen, die Strassen, Häuser, 
Wohnungen als «Archive einer von altem Leben durchwebten 
Substanz, bis zum Rande gefüllt mit Historie, mit Beleg­
stücken, mit Erinnerungen aller Art» (283). Aber man spürt 
von Monat zu Monat die Vermehrung der Dunkelheit. Der 
Soldatentod des geliebten Sohnes ist das vielleicht erschüt­
terndste Erlebnis seines ganzen Daseins. 

«Kniébolo» 

Hitler-Kniébolo ist derjenige Mensch, mit dem sich Jünger 
als das ihn am meisten bedrängende Wesen auseinandersetzt; 
der Gegner verfolgt ihn bis in die Träume hinein. Hider ist 
ihm der Vollstrecker des Nihilismus, der grosse Versucher, 
dem der Deutsche zum Opfer fiel — dem das grösste Mass an 
Tötung und Einebnung gelang, — dem jeder Tote ein Ge­
winn war, — der eine eigene «Schinderwelt» ins Leben rief 
und unterhielt, — der sich ein eigenes System der Menschen­
ausrottung ausdachte. Hitler wäre jedoch nicht möglich ge­
wesen, wenn nicht seit langem der Boden bereitet worden 
wäre, auf den er treten konnte. «Der ganze ungeheure Jubel, 
der sein Auftreten begleitete, war überhaupt die Akklamation 
zur Aussicht auf Selbstvernichtung, ein hochnihilistischer 
Akt» (562). Aber Jünger hat vollkommen recht: Hitler war 
nicht nur ein deutsches, sondern zugleich ein europäisches 
Phänomen, das in Deutschland sichtbar wurde. Die Zeit war 
reif für Hitler u n d s e i n e s g l e i c h e n . Hitler war ein grausiger 
Frevler, doch löste er nur Energien aus, die sich im 19. Jahr­
hundert angesammelt hatten. «Ich habe zuweilen den Eindruck, 
dass ihn der Weltgeist auf raffinierte Weise auswählte. Bei sei­
nen feinsten Zügen schiebt er die unbedeutenden Figuren vor.» 
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Hoffnungen 

Das grosse Tagebuch spricht zugleich die Hoffnung auf 
Überwindung des Nihilismus aus. Jünger meint, es scheine 
das Äusserste erreicht zu werden. Es gebe auch eine Gegen­
kraft, die sich als Ordnungsmacht erweise. Deren Übergewicht 
sei so gross, dass alle Unordnungen daran ihre Grenze finden. 
Es scheint, dass in unhaltbar werdende menschliche Kon­
struktionen die Ordnungsmächte einbrechen, die sich als das 
eigentlich Unzerstörbare erweisen. Jünger glaubt, dass ihre 
Stunde gekommen sei. 

Er erkennt sie in den grossen Korrekturen, die der Mensch 
an sich selbst vollzieht. Er ist immer auf der Suche nach dem 
«eigentlichen» Menschen in Vergangenheit und Gegenwart. 
Er verweilt viel in den Grenzbereichen des Menschen, in den 
Träumen und in der Meditation über den Tod. Der Tod ist 
ihm Übergang «auf die helle Seite des Seins». «Erst wenn der 
Tod uns aufbricht, werden wir lebendig seih» (313). Immer > 
wieder umkreisen seine Gedanken den Schmerz und das 
Opfer: In beidem transzendiert der Mensch über das diessei­
tige Leben hinaus. Aber das Jenseits kündigt sich auch in 
einer unmittelbaren Weise an: «Der ganze Teppich mensch­
licher Bekanntschaften ist doch sehr fein voraus geknüpft 
und es gibt Stunden, in denen man die Hand des Webers in 
ihm errät» (509). Er ahnt die Furchtbarkeit des Lebensein­
satzes: «Wir können alles verlieren und alles gewinnen» (323). 
Die Bibel ist ihm das Buch der Bücher. Aber zu entscheiden­
den Lösungen kommt Jünger nicht. «Der Weg zu Gott in 
unserer Zeit ist ungeheuer weit, als hätte der Mensch sich in 
den grenzenlosen Räumen verirrt, die sein Ingenium erfunden 
hat. Daher liegt auch in der bescheidensten Annäherung ein 
grosses Verdienst. Auch sie kann nicht gelingen ohne göttliche 
Zuwendung. Gott muss neu konzipiert werden. In diesem 
Zustand vermag der Mensch im wesentlichen nur Negatives : 
Er kann den Kelch, den er verkörpert, reinigen. Das wird sich 
lohnen für ihn durch neuen Glanz, durch Zuwachs an Heiter­
keit. Doch selbst die höchste Regel, die er sich so zu geben 
vermag, vollzieht sich im atheistischen, im gottleeren Raum, 
der fürchterlicher ist als der gottlose. Dann eines Tages, nach 
Jahren kann es sein, dass Gott antwortet — sei es, dass er 
sich langsam, wie mit Fühlern des Geistes nähert, sei es, dass 
er sich im Blitze offenbart. Wir funkten an einen Fixstern, und 
er erweist sich als bewohnt» (325). 

Heliopolis 

Seih zweites Werk, «Heliopolis», ist Zusammenfassung und 
Weiterführung des Gewonnenen auf einer anderen literarischen 
Ebene. Der Autor nennt sein Werk einen «Roman». Die 
Aussageweise der «Marmorklippen» ist wieder aufgenommen, 
das dort ausgesponnene Thema fortgesetzt. Denken und Er­
lebnisse von Jahren~ haben dem Buch seine neuen Reichtümer 
zugetragen. Der Abstand zwischen jenem und diesem ver­
deutlicht, wie gross der Spannungsbogen der Entwicklung 
ist. Dass auch jetzt kein Stillstand eintritt, lässt das Ende des 
Buches erkennen. Wie alles, was Jünger geschrieben hat, ist 
auch dieses Buch Ende und Anfang in einem, aber noch deut­
licher als bisher ist zu spüren, dass sein (und unser) Leben sich 
nicht in einer einfachen Progression bewegt, sondern Ent­
scheidungen zugeführt wird, die uns «über die Linie» treten 
lassen. 

Das Werk bietet sich als eine Erzählung, die von einer Welt-
und Residenzstadt der Zukunft berichtet und zwischen dem 
Scheitern der ersten und der Gründung des zweiten Welt-
imperiums spielt. Heliopolis ist als eine Stadt mit Schlössern, 
Palästen und Prunkstrassen zu denken, die etwa dem heutigen 
Grosstadtschema entsprechen; in Wahrheit handelt es sich , 
jedoch um eine Symbolwelt, in der sich die Jüngerschen 
Probleme entfalten. Der Autor schafft eine Reihe von Begeg­
nungen und Situationen, die nicht so sehr durch die Logik der 

Erzählung wie durch den Andrang der Probleme gefordert 
werden. Sein Denk- und Sprachstil zeigt die Kraft und die 
Neigung zur äussersten Abstraktion; auch wenn er vom kon­
kret Gegebenen: spricht, bewegt er sich darüber hinaus und 

j meint eine metaphysische Welt. Eine der Grundformen seiner 
Prosa ist das Gespräch; in der wechselseitigen Auseinander­
setzung werden Fragen aus dem Gesamtbereich von Jüngers 
Gedankenwelt hin- und hergewendet. Eine andere ist die des 
Selbstgesprächs. Die Hauptgestalt des Werkes, Lucius, in dem 
Jünger sich am ehesten widerspiegelt, schreibt ganz in der 

^Art seines Urbildes in Tagebüchern, die die Beobachtungen 
schnell vergehender und dichtgefülíter Stunden enthalten. 
Das Bild des Logbuches taucht wieder auf; es verbindet sich 
von selbst mit der Vorstellung des einsam Schreibenden 

..während der Fahrt über unbekannte Tiefen. 
Was dem Buch seine Bedeutung gibt, ist zunächst die 

eindrucksvolle Wiederholung der Jüngerschen Gründsituation 
in einer vom Ich mehr gelösten und darum sozusagen ob­
jektivierten Form. Die Not des modernen Bewusstseins wird 
noch einmal in einer schmerzlichen Weise deutlich: dem 
Nihilismus entfliehen zu wollen, ohne doch die neuen Ord­
nungswelten sicher zu erkennen, geschweige darin zu^wohnen. 
Abermals wird es klar, was es heisst, in das Chaos dieser Welt 
entsandt zu sein und sich einen Weg .bahnen zu wollen ganz 
aus eigener Kraft. Die unermüdliche, verzweifelte Kärrner­
arbeit der früheren Jahre wird fortgesetzt. Ein Mann, der Natur 
und Geist, Leben und Geschichte durchdringt wie vielleicht 
wenige, ist darum bemüht, den Strom der Erscheinungen zu 
durchschwimmen und das rettende Ufer gegenüber zu ge­
winnen. Die Stimmung des Buches kommt an vielen Stellen 
gleichsam nebenher und in Untertönen zum Ausdruck. Im 

' « Symposion » treffen sich die Männer wie die Bergarbeiter im 
Gewirr der Schächte. Der Geist beschäftige sich mit Reserven, 
die ihm geblieben seien. Wenn heute ein Werk gelinge, so sei 
es den Abgründen der Verzweiflung abgerungen. Das moderne 
Existenzbewusstsein spricht sich in aller Schärfe aus ; man habe 
uns abgefeuert wie'ein Geschoss: «Was-ist der Sinn, wo ist 
das Ziel der fürchterlichen Bahn?» So liegt auf dem Werk 
der Schatten der Schwermut und der Melancholie. 

Ob es eine Hoffnung gibt, sich durchzufinden? Wohin 
man auch sieht: Jünger befindet sich in-einem Grenzbereiche 
zweier Welten. Der Immanenz verhaftet, blickt er auf die 
Transzendenz. Er vergleicht die Situation des Menschen ein^ 
mal mit einer Kesselschlacht; es bedürfe nur einer riesigen 
Anstrengung, um die Sprengung zu erreichen — oder der 
Macht von aussen, die Hilfe bringt. Er lebt immerzu im Bezirke -
der Mysterien, nachdenkend, beobachtend, schauend und 
träumend. Mensch und Welt sind ihm Transparente einer 
hintersinnigen, schöpferischen Welt; man müsste, sie nur er­
greifen oder ganz ja zu ihr sagen können. 

Aber wer die Welt als ein Rätsel begreift, befindet sich 
schon auf dem Wege zum Geheimnis. Jüngers Denken kreist 
um alte Erkenntnisse. Ein RätseList der Mensch: in Träumen 
und Phantasien öffnet sich ihm ein Spalt in unbekannte Ge­
biete. Ein Rätsel ist die Welt: das Unbeachtete, die Spielform^ 
der Schöpfung deutet die Hintergründe der Welt nicht weni­
ger, sondern vielleicht mehr an als die vielgedeutete Gross­
form. Steine zeigen den «Hieroglyphenstil der ersten Ur-

xkunden ». Die Anschauung der Chiffreschrift auf den kleinen 
Dingen der Welt ist eine Art mystischer Versenkung in die 
Geheimnisse des Schöpfers. «Gott gab die Rätsel auf; in un­
erhörter Fülle bargen sie die roten Riffe, die Meeresgärten, 
der kristallene Grund. Man würde keines von ihnen lösen und 
doch zufrieden sein. Wer kennt die Bedeutung nur einer der 
Hieroglyphen auf einer Muschel, auf einem Schneckenhaus.. ? 
Man ahnte die Masse, auf die die Welt gegründet ist, man hörte 
die Brandungstakte, wie Schauer der grossen Wälder, Klänge 
der Melodie ». In Sätzen dieser Art spricht sich die Besonderheit 
von Jüngers Welthaltung noch einmal mit aller Klarheit und 
Deutlichkeit aus. Das Universum wie die einzelnen Dinge sind 


